
 

KREISSTADT METTMANN  

Der Bürgermeister Drucksachennummer 

Beschlussvorlage 

375/2014 
 

Sozialagentur öffentlich x   
 

Karp, Anja nicht öffentlich    
       

 

Gremium: TOP-NR: Datum: 

Haupt- und Finanzausschuss 22 02.12.2014 

Rat der Kreisstadt Mettmann 10.c 16.12.2014 
 

  

Überplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen 

hier: Aufwendungen nach dem  Asylbewerberleistungsgesetz 

  

Finanzielle Auswirkungen Ja, Mehraufwendungen von 52.000 € 
  

Kosten  
  

Produkt 05.05.02, Soziale Leistungen 
  

Haushaltsjahr 2014 
  

Folgekosten  
  

Haushaltsmittel stehen zur Verfügung  ja x nein 
  

Deckungsvorschlag  
  

UMWELTBELANGE werden besonders berührt im Bereich: 
 

  Abfall  Wasserhaushalt  Klima 
       

  Boden  Natur- und Artenschutz  Emissionen / Immissionen 
 

 

    

BESCHLUSSVORSCHLAG 
 
Den überplanmäßigen Aufwendungen und Auszahlungen bei den Aufwendungen nach dem 
Asylbewerberleistungsgesetz in Höhe von 52.000 € wird zugestimmt. 
 
Deckung: 
Wenigeraufwendungen bei Produkt 16.16.02, sonstige allgemeine Finanzwirtschaft (Zinsen für 
Kassenkredite). 
 

 

Abstimmungsergebnis:    
 Ja Nein Enthaltungen 

CDU    
SPD    
Die Grünen    
FDP    
AfD    
UBWG    
PIRATEN/LINKE    
Bürgermeister    
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Verwaltungserläuterung: 

 

Durch die weiter andauernde Zuweisung von Asylbewerbern in 2014 (Anstieg der Ist-Zahlen 

gegenüber dem Stand von Januar 2014: 100%) entstehen Mehrausgaben, die noch in 2014 

zu leisten sind. 

 

Der Bedarf stellt sich wie folgt dar: 

 

Bedarf Hilfe zum Lebensunterhalt 

 

64.000 € 

Bedarf Krankenhilfe 36.000 € 

Gesamtbedarf: 100.000 € 

  

 

Zum gegenwärtigen Zeitpunkt stehen noch rund 48.000 € zur Verfügung, so dass 

gegenwärtig als überplanmäßige Ausgabe 52.000 € noch bereitgestellt werden müssen. 

 

 

Insbesondere die Ausgaben für die Krankenhilfe sind nur eingeschränkt prognostizierbar. 

Neben Schwerstbehinderungen durch Gliedmaßen-Amputationen liegen auch kardiologische 

Pathologien und psychische Erkrankungen vor, deren Behandlungsintensitäten kaum 

steuerbar sind. 

Die Hilfe zum Lebensunterhalt erhöht sich gleichmäßig mit der Anzahl der Personen.  

 

Die Mehraufwendungen sind unabweisbar, da die Monatszahlung Dezember ansteht und 

Rechnungen für Krankenbehandlungen vorliegen. 

 

 


